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Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der 5%-Sperrklausel bei Landtagswahlen  
Ihr Schreiben vom 02.12.2013 - AZ: L21 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände bedankt sich ausdrücklich für die 
Möglichkeit einer Stellungnahme.  
 
Wir möchten einige Argumente gegen eine völlige Abschaffung der 5 %-Klausel im Landeswahl-
recht vortragen, da sich aus unserer Sicht die Abschaffung der Sperrklausel im kommunalen 
Wahlrecht nicht bewährt hat. Dazu stellen wir in der Begründung auf die kommunale Rechtslage 
und Rechtsprechung ab, die inhaltlich aus unserer Sicht aber auch auf das Landeswahlrecht zu-
trifft:  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 13. Februar 2008 (– 2 BvK 1/07 –, BVerfGE 
120, 82-125) für das Schleswig-Holsteinische Recht entschieden, dass nur die mit einiger Wahr-
scheinlichkeit zu erwartende Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertre-
tungsorgane die Fünf-Prozent-Sperrklausel rechtfertigen kann und dass die Fünf-Prozent-
Sperrklausel in § 10 Abs. 1 GKWG SH 2008 eine Ungleichgewichtung der Wählerstimmen be-
wirkt, der als Eingriff in das Recht auf Wahlrechtsgleichheit (Art 3 Abs. 1 LV SH) und Chancen-
gleichheit (Art 21 Abs. 1 GG) nicht gerechtfertigt ist.  
 
In den Entscheidungsgründen heißt es u.a.:  

 
„Das BVerfG hat schon früh betont, dass die Vereinbarkeit einer Sperrklausel im Verhält-
niswahlrecht mit dem Grundsatz der Wahlgleichheit und der Chancengleichheit der politi-
schen Parteien nicht ein für allemal abstrakt beurteilt werden kann (vgl. BVerfG, 
05.04.1952, 2 BvH 1/52, BVerfGE 1, 208 <259>). Eine einmal als zulässig angesehene 
Sperrklausel darf daher nicht als für alle Zeiten verfassungsrechtlich unbedenklich einge-
schätzt werden. (…) 
 
Die Fünf-Prozent-Sperrklausel kann nicht damit gerechtfertigt werden, dass sie dem 
Zweck diene, verfassungsfeindliche oder (rechts-)extremistische Parteien von der Beteili-
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gung an kommunalen Vertretungsorganen fernzuhalten, denn sie trifft alle Parteien 
gleichermaßen, ebenso wie kommunale Wählervereinigungen und Einzelbewerber.  
Die mit der Fünf-Prozent-Sperrklausel verbundenen Ungleichheiten können zwar grund-
sätzlich damit gerechtfertigt werden, dass dadurch die Funktionsfähigkeit einer Volksver-
tretung sichergestellt wird. Bei Kommunalwahlen sind jedoch die Besonderheiten kommu-
naler Vertretungsorgane nach den rechtlichen und tatsächlichen Grundlagen des jeweili-
gen Landes zu beachten. 
Aus der Erforderlichkeit der Fünf-Prozent-Sperrklausel für Bundestags- oder Landtags-
wahlen kann nicht ohne weiteres auf die Erforderlichkeit der Sperrklausel auch für die 
Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungsorgane geschlossen werden. Anders als 
staatliche Parlamente üben Gemeindevertretungen und Kreistage keine Gesetzgebungs-
tätigkeit, für die klare Mehrheiten zur  Sicherung einer politisch aktionsfähigen Regierung 
unentbehrlich sind, aus. 
Es ist grundsätzlich Sache des Gesetzgebers, das mit der Wahl verfolgte Ziel der Sicher-
stellung der Funktionsfähigkeit der Volksvertretung mit dem Gebot der Wahlgleichheit und 
der Chancengleichheit politischer Parteien zum Ausgleich zu bringen. Bei seiner Progno-
senentscheidung darf er sich aber nicht auf die Feststellung der rein theoretischen Mög-
lichkeit einer Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungsorgane 
zur Rechtfertigung des Eingriffs beschränken. 
Es erscheint zwar durchaus wahrscheinlich, dass mit der Abschaffung der Fünf-Prozent-
Sperrklausel mehr Parteien und Wählervereinigungen in die jeweiligen kommunalen Ver-
tretungsorgane einziehen werden. Auch ist es möglich, dass Mehrheitsbildung und Be-
schlussfassung aus diesem Grund erschwert werden. Andererseits reicht die bloße "Er-
leichterung" oder "Vereinfachung" der Beschlussfassung nicht aus, um den mit der Fünf-
Prozent-Sperrklausel verbundenen Eingriff in die Wahlgleichheit und die Chancengleich-
heit der politischen Parteien zu rechtfertigen.  
Hinreichende Gründe, die die Beibehaltung der Fünf-Prozent-Sperrklausel zur Sicherung 
der Funktionsfähigkeit der Kommunalvertretungen in Schleswig-Holstein nach den rechtli-
chen und tatsächlichen Verhältnissen erforderlich machen, sind nicht ersichtlich.“ 

 
In der Folge der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind auch in anderen Bundes-
ländern die Sperrklauseln aufgehoben worden (vgl. zuletzt etwa Hamburgisches Verfassungsge-
richt, Urteil vom 15.01.2013 - 2/11 - Die Drei-Prozent-Sperrklausel für die Wahl zu den Bezirks-
versammlungen bewirkt eine Ungleichgewichtung der Wählerstimmen sowie eine Beeinträchti-
gung der Chancengleichheit der Parteien. Sie greift in das Recht auf Wahlgleichheit und Chan-
cengleichheit der Parteien ein, vgl. weiter VerfGH NRW, NVwZ 2000, 666 <667> oder StGH 
Bremen, NVwZ-RR 2009, 905; vgl. auch BVerfG zum Europawahlrecht BVerfG, Urteil vom 09. 
November 2011 – 2 BvC 4/10, 2 BvC 6/10, 2 BvC 8/10 –, BVerfGE 129, 300-355  - Der mit der 
Fünf-Prozent-Sperrklausel in § 2 Abs. 7 EuWG verbundene schwerwiegende Eingriff in die 
Grundsätze der Wahlrechtsgleichheit und Chancengleichheit der politischen Parteien ist unter 
den gegebenen rechtlichen und tatsächlichen Verhältnissen nicht zu rechtfertigen.) 
 
Dagegen hat der Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin (Urteil vom 13. Mai 2013 – 155/11 –) 
entschieden, dass die Regelung eines Mindeststimmenanteils von drei Prozent für die Wahlen zu 
den Bezirksverordnetenversammlungen in Berlin weder gegen die Verfassung von Berlin noch 
gegen das Grundgesetz verstößt. Zu berücksichtigen ist insoweit aber, dass die drei-Prozent-
Sperrklausel in Berlin landesrechtlich bereits in der Verfassung verankert ist und sich deshalb der 
Prüfungsmaßstab nicht an der Vereinbarkeit von einfachem Recht mit Verfassungsrecht orien-
tierte, sondern die Verfassungsrechte auf derselben Stufe geprüft wurden.  
 
Für Schleswig-Holstein ist noch nicht geprüft worden, inwieweit sich eine Sperrklausel von bspw. 
2 oder 3 Prozent als vereinbar mit dem Grundsatz auf Chancengleichheit in Abwägung mit dem 
Funktionsinteresse als vereinbar erweisen könnte. Die Feststellung der Verfassungswidrigkeit in 
Schleswig-Holstein beschränkte sich auf die 5-Prozent-Sperrklausel. Da das Bundesverfas-
sungsgericht selbst darlegt, dass es Rechtfertigungsgründe für die Aufnahme einer Sperrklausel 
geben kann, ist aus unserer Sicht zumindest zu prüfen, ob solche in der Zwischenzeit vorliegen. 
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Maßgeblich ist die Ausgestaltung des Kommunalverfassungsrechts. Insoweit wäre der Wechsel 
des Wahlverfahrens ein denkbarer Rechtfertigungsgrund ebenso wie die Abschaffung der Di-
rektwahl der Landräte oder aber auch der Wechsel der Parteienlandschaft und die besonderen 
Anforderungen an die Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungen vor dem Hintergrund von 
Haushaltskonsolidierungserfordernissen (z. B. langfristige vertragliche Bindungen auf Grundlage 
des Kommunalhaushaltskonsolidierungsgesetzes). 
 
Für das kommunale Wahlrecht wird der Städteverband Schleswig-Holstein in diesem Jahr noch 
eine erneute Gesetzesänderung anregen. 
 
Für das Landeswahlrecht sollte daher sehr differenziert geprüft werden, ob eine Abschaffung der 
Sperrklausel überhaupt angezeigt ist. Die kommunalen Erfahrungen sprechen gegen eine voll-
ständige Abschaffung der Sperrklausel. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
 
Claudia Zempel 
Dezernentin  

 
 
 
 
 




